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Verbändeanhörung des Bundesumweltministeriums zu den Entwürfen einer Brennstoffemissi-
onshandelsverordnung (BEHV) und einer Berichterstattungsverordnung 2022 (BeV 2022) 
 
Bei der Umsetzung der Regelungen des Brennstoffemissionshandelsgesetzes (BEHG) sind aus Sicht 
der Baustoffindustrie insbesondere die Rechtsverordnungen zu einem Carbon-Leakage-Schutz für 
Non-ETS-Industrieanlagen (§ 11 Abs. 3 BEHG), zu einer ex ante-Befreiung für ETS-Anlagen (§ 7 Abs. 
5 BEHG) sowie zu einer ex post-Kompensation für ETS-Anlagen (§ 11 Abs. 2 BEHG) relevant. Der bbs 
begrüßt daher die Möglichkeit, zu den oben genannten Verordnungsentwürfen Stellung zu nehmen. 
 
Grundsätzlich positiv ist, dass die BeV 2022 sich zunächst nur auf die Einführungsphase des nationa-
len Emissionshandels (nEHS) in den Jahren 2021 und 2022 beschränkt. Die ersten Erfahrungen mit 
der Wirkweise des Systems werden eine wichtige Grundlage für die Ausgestaltung ab 2023 sein. 
 
 
Praxistaugliche ex ante-Befreiung für ETS-Anlagen nötig, um Liquiditätsentzug zu vermeiden 

Bereits mit Start des nEHS sollte ein praxistaugliches und wirksames System etabliert werden, um 
eine CO2-Preisbefreiung für Brennstoffe sicherzustellen, deren Emissionen bereits dem EU-
Emissionshandel (EU ETS) unterliegen. Um zu vermeiden, dass ETS-Anlagen zunächst den vollen 
CO2-Preis zahlen müssen und erst im Folgejahr eine Rückerstattung erhalten, sieht § 7 Abs. 5 BEHG 
eine ex ante-Befreiung zum Zeitpunkt der Brennstofflieferung vor. Andernfalls droht ETS-Anlagen 
ein Liquiditätsentzug in Milliardenhöhe, der insbesondere vor dem Hintergrund der aktuell ohnehin 
schwierigen wirtschaftlichen Situation verhindert werden muss. Der vorgeschlagene § 11 BeV ist 
hierzu aus Sicht des bbs ungeeignet. 
 
Grund ist die Nachweisführung, die an den ETS-Emissionsbericht anknüpft. Dieser liegt frühestens 
zum 31. März des Folgejahres vor – und damit bis zu über einem Jahr nach der tatsächlichen Brenn-
stofflieferung. Somit ist § 11 BeV 2022 per Definition eine ex post-Befreiung und keine ex ante-
Befreiung wie in § 7 Abs. 5 BEHG vorgesehen. Darüber hinaus verlagert der Verordnungsgeber die 
Verantwortung zur ex ante-Befreiung von ETS-Anlagen vollständig auf die Marktteilnehmer. 
 
Das Verfahren auf Grundlage des § 11 dürfte dementsprechend in der Praxis mit großen Rechtsunsi-
cherheiten für ETS-Anlagenbetreiber und für Inverkehrbringer verbunden sein. Deshalb sind aus 
Sicht des bbs folgende Änderungen am Verordnungsentwurf erforderlich: 
 

1. ETS-Anlagenbetreiber sollten ihren Lieferanten bereits im Lieferjahr einen staatlich an-
erkannten Nachweis über den Einsatz der Brennstoffe (Fiktion) ausstellen können (auch 
über mehrstufige Lieferketten). Differenzen zwischen den gelieferten und den laut ETS-
Emissionsbericht eingesetzten Brennstoffmengen sollten im Folgejahr direkt zwischen 
ETS-Anlagenbetreibern und DEHSt ausgeglichen werden. 
 
Begründung: Mit dem staatlich anerkannten Nachweis zum Zeitpunkt der Brennstofflieferung 
erhält der Lieferant die Rechtssicherheit, dass er für die gelieferten Mengen keine Emissionszer-
tifikate abgeben muss. Auf dieser Grundlage kann er gegenüber ETS-Anlagenbetreibern auf den 
nationalen CO2-Preisaufschlag verzichten. Die DEHSt als staatliche Stelle sollte die „Endab-
rechnung“ im Folgejahr direkt mit ETS-Anlagenbetreibern übernehmen. Der zusätzliche admi-
nistrative Aufwand dürfte gering sein, da alle ETS-Anlagen ohnehin an die DEHSt berichten. In 
jedem Fall dürfte für die DEHSt zusätzlicher administrativer Aufwand entstehen, wenn ETS-
Anlagenbetreiber auf die ex post-Befreiung nach § 11 Abs. 2 BEHG ausweichen müssen, da die 
vom Verordnungsgeber vorgeschlagene ex ante-Befreiung in der Praxis unzuverlässig ist. 
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2. Auf Rechnungen sollten die enthaltenen CO2-Kosten verpflichtend ausgewiesen werden. 
In jedem Fall sollte angegeben werden, ob CO2-Kosten enthalten sind oder nicht. 
 
Begründung: Voraussetzung für eine CO2-Preisbefreiung ist, dass Transparenz über den tat-
sächlich gewälzten CO2-Preis besteht. Andernfalls ist eine ex ante-Befreiung für Marktteilneh-
mer nicht nachvollziehbar. 
 

3. Die Frist zum Nachkauf von Emissionszertifikaten (28. Februar des Folgejahres) sollte 
auf einen späteren Zeitpunkt verschoben werden. Alternativ sollte die Möglichkeit be-
stehen, Emissionszertifikate gegen eine vollständige Erstattung zurückzugeben oder 
gegen einen Aufpreis in Zertifikate des Folgejahres umzutauschen. 
 
Begründung: Der Gesetzgeber verpflichtet Inverkehrbringer, ihren Zertifikatebedarf für das Be-
zugsjahr spätestens bis zum 28. Februar des jeweiligen Folgejahres zu decken. Der Inverkehr-
bringer kann seinen Zertifikatebedarf jedoch frühestens zum 31. März kennen (mit Vorlage des 
ETS-Emissionsberichts; vgl. § 11 BeV 2022). Ein eventueller Nachkauf von Emissionszertifikaten 
kann demnach erforderlich sein, ist jedoch dann nur noch zum höheren CO2-Preis des Folgejah-
res möglich. Dieses zusätzliche Risiko werden Inverkehrbringer ebenfalls einpreisen. 

 
 
§§ 5 und 6 BEHV: Nachkauf von Zertifikaten für EU ETS-Anlagenbetreiber öffnen 

Ergänzend zu den oben beschriebenen notwendigen Anpassungen der BeV 2022 sollte auch die 
BEHV angepasst werden. Zu begrüßen ist, dass grundsätzlich auch Nicht-Verantwortliche ein Han-
delskonto im nEHS eröffnen können. ETS-Anlagenbetreibern sollte hierbei die Möglichkeit gewährt 
werden, nationale Emissionszertifikate auch nach dem 31. März noch zum Preis des Vorjahres und 
ohne mengenmäßige Beschränkung zu kaufen. Darüber hinaus sollten ETS-Anlagenbetreiber zu viel 
gekaufte Emissionszertifikate gegen eine vollständige Erstattung zurückgeben können oder gegen 
einen Aufpreis in Zertifikate des Folgejahres umtauschen können. 
 
Begründung: Aufgrund der gesetzlichen Frist zum Nachkauf von Emissionszertifikaten (28. Februar) 
kann der Inverkehrbringer wie oben beschrieben seinen Zertifikatekauf nicht sicher planen, was ein er-
hebliches Hindernis für eine praxistaugliche ex ante-Befreiung darstellt. Zumindest in Bezug auf den 
ETS-Emissionsbericht könnte dieses Problem umgangen werden, indem der ETS-Anlagenbetreiber nati-
onale Emissionszertifikate auch nach dem 31. März noch zum Preis des Vorjahres kaufen kann. Diese 
könnte er an den Inverkehrbringer weitergeben, falls er Brennstoffe ohne CO2-Preis bezogen hat, die 
letztendlich jedoch nicht in einer ETS-Anlage eingesetzt wurden. Eine solche Regelung dürfte zudem mit 
dem BEHG vereinbar sein, da die Einschränkung beim Nachkauf von Zertifikaten gemäß § 10 Abs. 2 
Satz 3 BEHG lediglich für Verantwortliche gilt. 
 
 
Über den bbs 

Der Bundesverband Baustoffe – Steine und Erden (bbs) vertritt als Dachverband insgesamt 19 Fach-
zweige, die in 15 Bundesfachverbänden organisiert sind und deren Mitglieder mineralische Roh- und 
Baustoffe produzieren. Hierzu zählen die Bereiche Betonbauteile, Eisenhüttenschlacken, Feuerfest, 
Fliesen, Gips, Kalk, Kalksandstein, Keramische Rohstoffe und Industrieminerale, Kies, Sand und 
Naturstein, Leichtbeton, Mineralwolle, Mörtel, Naturwerkstein, Porenbeton, Recycling-Baustoffe, 
Transportbeton, Zement und Ziegel. Der bbs ist Mitglied im Bundesverband der Deutschen Industrie 
(BDI) und bei den Energieintensiven Industrien in Deutschland (EID). 
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